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Richtlinien für die Bearbeitung von Ermittlungsverfahren
in Jugendstrafsachen bei jugendtypischem Fehlverhalten

(Diversionsrichtlinien)
 
 

Gem. RdErl. d. MJ, d. MI u. d. MS v. 5. 10. 2020
— 4210-403.103 —

 
 

— VORIS 33310 —
 
 
Fundstelle: Nds. MBl. 2020 Nr. 49, S. 1188; Nds. Rpfl. 2020 Nr. 12, S. 416
 
 
 
 
Bezug:   a)   Gem. RdErl. v. 21. 11. 2019 (Nds. MBl. S. 1666,

Nds. Rpfl. 2020 S. 34)
— VORIS 33310 —

  b) RdErl. d. MI v. 14. 5. 1996 (Nds. MBl. S. 885)
— VORIS 21021 00 00 32 047 —

 
 
1. Grundsätze

 
 
 

1.1 Anlass und Ziele der Richtlinien
 
 
 

Wenn Jugendliche und Heranwachsende leichte bis mittlere Verfehlungen begehen, handelt es sich häu-
fig um entwicklungsbedingtes und deswegen einmaliges oder episodenhaftes Verhalten, welches auch
ohne Verurteilung nicht wiederholt wird oder sich verfestigt (jugendtypisches Fehlverhalten). In den §§
45 und 47 JGG ist eine Reihe von Möglichkeiten vorgesehen, von der Verfolgung Jugendlicher und Her-
anwachsender abzusehen und Strafverfahren einzustellen (Diversion). Andererseits können kleine und
mittlere Verfehlungen auch Ausdruck eines erzieherischen Defizits bis hin zum Beginn der Entwicklung
einer kriminellen Karriere sein. Aufgabe der Polizei und Staatsanwaltschaften ist es, in allen Fällen zeit-
nah, im Einzelfall erzieherisch angemessen, verhältnismäßig und nötigenfalls abgestuft auf Verfehlun-
gen zu reagieren.
 
 
Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen ist eine förmliche jugendgerichtliche Verurteilung in Fällen ju-
gendtypischen Fehlverhaltens erzieherisch in der Regel nicht erforderlich. Sie kann auch im Hinblick auf
die Behandlung vergleichbarer Straftaten anderer junger oder erwachsener Personen unverhältnismä-
ßig sein. Eine jugendgerichtliche Verurteilung kann sogar aufgrund von Stigmatisierungseffekten erzie-
herisch verfehlt sein.
 
 
Das Diversionsverfahren bietet demgegenüber die Möglichkeit, sehr kurzfristig und damit erzieherisch
besonders wirksam auf Verfehlungen zu reagieren. Im Diversionsverfahren können geeignete erzieheri-
sche Maßnahmen ergriffen werden, die weiteren Verfehlungen entgegenwirken.
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Diese Richtlinien sollen den Staatsanwaltschaften Hinweise und Anregungen für eine vermehrte Nut-
zung der in den §§ 45 und 47 JGG eröffneten informellen Erledigungsmöglichkeiten geben, die polizei-
liche Ermittlungstätigkeit in geeigneten Fällen auf dieses Ziel ausrichten und für eine frühzeitige Ein-
bindung der Jugendhilfe im Strafverfahren gemäß § 38 JGG i. V. m. § 52 SGB VIII in diesen Fällen sor-
gen. Gemäß § 70 Abs. 2 JGG — bei Heranwachsenden i. V. m. § 109 Abs. 1 Satz 1 JGG — ist die Jugend-
gerichtshilfe spätestens zum Zeitpunkt der Ladung der jugendlichen oder heranwachsenden Person zu
ihrer ersten Beschuldigtenvernehmung zu unterrichten. Im Fall einer ersten Beschuldigtenvernehmung
ohne vorherige Ladung muss die Unterrichtung spätestens unverzüglich nach der Vernehmung erfolgen.
 
 
Die Zusammenarbeit und Vernetzung der im Jugendstrafverfahren beteiligten Behörden und Institutio-
nen soll gefördert werden. Durch die Richtlinien soll zugleich — soweit dies im Einzelfall erzieherisch an-
gemessen ist — eine Gleichbehandlung gleich gelagerter Fälle erreicht werden.
 
 
1.2 Allgemeines

 
 
 

1.2.1 Entscheidungskompetenz
 
 
 

Über die Durchführung der Diversion entscheiden die Staatsanwaltschaften und Gerichte. Sie haben da-
bei mit Blick auf die erzieherischen Erfordernisse im Einzelfall einen weiten Beurteilungs- und Entschei-
dungsspielraum. Die Polizei und die Jugendhilfe im Strafverfahren stellen deshalb eine Diversion nicht
konkret in Aussicht, sollen aber in geeigneten Fällen jederzeit Anregungen zur Diversion geben, erfor-
derlichenfalls verbunden mit Anregungen für bestimmte erzieherische Maßnahmen. Die Polizei kann mit
der Durchführung des erzieherischen Gesprächs, die Jugendhilfe durch Einleitung geeigneter Maßnah-
men die Voraussetzung für eine mögliche Diversion schaffen. In Zweifelsfällen kann aus erzieherischen
Gründen eine vorherige Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht geboten erscheinen.
 
 
1.2.2 Vorrang der Unschuldsvermutung

 
 
 

Liegt ein hinreichender Tatverdacht nicht vor, ist eine Diversion nach § 45 JGG nicht zulässig. Einstellun-
gen nach § 170 Abs. 2 StPO haben stets Vorrang vor Diversionsentscheidungen.
 
 
Liegen die Voraussetzungen des § 3 JGG nicht vor, stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren ohne An-
wendung des § 45 JGG mangels strafrechtlicher Verantwortlichkeit ein.
 
 
Liegen die Voraussetzungen eines Freispruchs vor, stimmt die Staatsanwaltschaft einem Vorgehen nach
§ 47 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 JGG nicht zu.
 
 
1.2.3 Behandlung von Privatklagedelikten

 
 
 

Die Vorschrift des § 45 JGG verdrängt nicht die Möglichkeit einer Einstellung des Strafverfahrens bei Pri-
vatklagedelikten. Dies gilt auch bei Jugendlichen, sofern nicht Gründe der Erziehung oder ein berech-
tigtes Interesse der oder des Verletzten, das dem Erziehungszweck nicht entgegensteht, ein Einschrei-
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ten von Amts wegen erfordern (§ 80 Abs. 1 JGG). Liegen die Voraussetzungen der Verfolgung eines Pri-
vatklagedelikts nicht vor, so stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren ohne Anwendung des § 45 JGG
mangels öffentlichen Interesses ein.
 
 
1.2.4 Abwägung gegenüber den §§ 153, 153a, 154 StPO und § 31a BtMG

 
 
 

Die Diversionsregelungen in den §§ 45 und 47 JGG stehen der Möglichkeit einer Einstellung des Straf-
verfahrens nach den §§ 153, 153a und 154 StPO sowie nach § 31a BtMG nicht entgegen. Staatsanwalt-
schaft und Gericht prüfen, ob bei Verfehlungen eine Einstellung bereits nach diesen Vorschriften mög-
lich ist. Dabei berücksichtigen sie, dass eine solche Verfahrensweise mögliche Stigmatisierungseffekte
durch die Eintragung der Verfahrenseinstellung im Erziehungsregister vermeidet. Sie berücksichtigen im
Rahmen der Verhältnismäßigkeit und Gleichbehandlung auch, dass bei Erwachsenen eine entsprechen-
de Registrierung nicht erfolgt.
 
 
1.2.5 Keine Diversion bei ernsthaftem Bestreiten

 
 
 

Die Vorschriften der §§ 45 und 47 JGG werden nicht angewandt, wenn die beschuldigte Person die Tat-
begehung substantiiert oder sonst ernsthaft bestreitet.
 
 
1.2.6 Verhältnismäßigkeit

 
 
 

Die mit dem Vorgehen nach § 45 oder § 47 JGG einhergehenden erzieherischen Maßnahmen dürfen
nicht belastender wirken als ein Jugendgerichtsverfahren mit förmlicher Sanktion.
 
 
Die Nutzung des Diversionsverfahrens ist bei gleicher erzieherischer Eignung einem förmlichen jugend-
gerichtlichen Verfahren grundsätzlich vorzuziehen. Dies gilt auch, wenn sich nicht oder nur mit unver-
hältnismäßigem Aufwand klären lässt, ob ein förmliches jugendgerichtliches Verfahren eine bessere er-
zieherische Einwirkung als das Diversionsverfahren gewährleistet.
 
 
1.2.7 Anwendung auf Heranwachsende

 
 
 

Die Vorschriften der §§ 45 und 47 JGG und diese Richtlinien finden auch auf Heranwachsende Anwen-
dung, sofern nach § 105 Abs. 1 JGG Jugendstrafrecht angewandt wird. Die Entscheidung darüber obliegt
den Staatsanwaltschaften und Gerichten. Die Polizei und die Jugendhilfe im Strafverfahren können unter
Hinweis auf tatsächliche Umstände des Einzelfalles Einschätzungen zu den Voraussetzungen des § 105
Abs. 1 JGG abgeben.
 
 
1.3 Anwendungsbereich

 
 
 

1.3.1 Sachlicher Anwendungsbereich
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Bei den in Anlage 1 aufgeführten Straftaten kommt regelmäßig ein Vorgehen gemäß den §§ 45 und
47 JGG in Betracht. Der Katalog dient als Orientierungshilfe für die Verfahrensbeteiligten. Er hindert die
Staatsanwaltschaften und Gerichte nicht, auch in anderen Fällen entsprechend zu verfahren oder unter
den gegebenen Voraussetzungen von anderen Reaktionsmöglichkeiten Gebrauch zu machen. Maßge-
bend für die Diversionsentscheidung sind hierbei die sich aus den Gesamtumständen ergebende min-
dere Schwere der Verfehlung sowie die bestehenden Anhaltspunkte für jugendtypisches Fehlverhalten,
wie z. B. leichtsinniges, unbekümmertes, ziel- und planloses Handeln aus der Situation heraus, oft ge-
tragen von Geltungsbedürfnis oder Erlebnishunger, wie es bei Jugendlichen und Heranwachsenden häu-
fig vorkommt. Bei Anwendung des § 45 JGG oder Zustimmung nach § 47 JGG sind in atypischen Fällen
die Gründe für die Entscheidung der Staatsanwaltschaft aktenkundig zu machen.
 
 
1.3.2 Persönlicher Anwendungsbereich

 
 
 

Diversion setzt in der Regel eine glaubhaft geständige Person voraus, die erstmals strafrechtlich in Er-
scheinung tritt.
 
 
Wie erstmals strafrechtlich in Erscheinung getreten sind in der Regel auch solche Beschuldigten zu be-
handeln, die ein Delikt begehen, das von einer früheren Tat entweder nach Art des geschützten Rechts-
gutes so erheblich abweicht oder nach den Umständen der Tatbegehung jedenfalls nicht erheblich
schwerwiegender erscheint als die Vortat oder bei dem die Vortat so lange zurückliegt, dass ein Zusam-
menhang der Taten, der der weiteren Legalbewährung abträglich sein könnte, nicht besteht.
 
 
Eine Diversion kann auch angezeigt sein bei Wiederholungstaten jugendtypischen Fehlverhaltens, so-
fern durch das Diversionsverfahren oder sonst eine ausreichende erzieherische Einwirkung sicherge-
stellt wird, sodass keine weiteren Straftaten zu erwarten sind.
 
 
In Fällen erneuter Delinquenz (Absatz 2 oder 3) ist stets zu prüfen, ob die Verfehlung nicht Ausdruck ei-
nes erheblichen erzieherischen Defizits bis hin zum möglichen Beginn der Entwicklung einer kriminellen
Karriere ist oder das Vorgehen nach § 45 oder 47 JGG von der beschuldigten Person als Nachgiebigkeit
gegenüber der Verletzung von Straftatbeständen missverstanden werden kann. In diesen Fällen soll von
der Diversion kein Gebrauch gemacht werden.
 
 
Eine Diversion soll nicht erfolgen, wenn aufgrund konkreter Tatsachen zu erwarten ist, dass sich die be-
schuldigte Person das Verfahren sowie etwaige erzieherische Maßnahmen nicht zur Warnung dienen
lässt und künftig weitere Straftaten begehen wird.
 
 
2. Verfahren

 
 
 

2.1 Polizei
 
 
 

2.1.1 Verfahren bei möglicher informeller Verfahrenserledigung
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Die Polizei prüft möglichst frühzeitig — in Zweifelsfällen im Einvernehmen mit der Staatsanwalt-
schaft — das Vorliegen der Voraussetzungen der Diversion. Liegt aus Sicht der Polizei ein geeigne-
ter Fall vor, wendet sie die Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 „Bearbeitung von Jugendsachen bei der
Polizei“ (Bezugserlass zu b) mit der Maßgabe an, dass über eine verantwortliche Vernehmung unter vor-
heriger Beteiligung der Jugendgerichtshilfe und einen Kontakt mit den Erziehungsberechtigten oder den
gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern hinaus weitere Ermittlungen im sozialen Umfeld in der Re-
gel unterbleiben, um Beschuldigte nicht über das unvermeidbare Maß bloßzustellen. Die Ermittlungen
zur Tat werden auf das Notwendigste beschränkt und kurzfristig durchgeführt. Die Vorgänge werden da-
nach unverzüglich der Staatsanwaltschaft übersandt.
 
 
Durch die Polizei sollen insbesondere folgende für eine Diversionsentscheidung bedeutsamen Umstände
ermittelt und aktenkundig gemacht werden:
 
 
a) Einschätzung, ob außer den bereits von der Tatentdeckung und den polizeilichen Ermittlungen

ausgehenden Wirkungen weiterer erzieherischer Bedarf besteht; falls dies bejaht wird, sollen
die Gründe angegeben werden;
 
 
 

b) erzieherische Maßnahmen, die bereits erfolgt oder eingeleitet worden sind, wie etwa
 
 
— Wirkung eines durchgeführten erzieherischen Gesprächs,

 
 
 

— erfolgte Entschuldigung bei den Geschädigten,
 
 
 

— geleisteter Schadenersatz oder Wiedergutmachung,
 
 
 

— die Bereitschaft der Beschuldigten und der Geschädigten — soweit diese Anzeige erstattet
haben — zum Täter-Opfer-Ausgleich (TOA),
 
 
 

— erfolgte oder konkret zu erwartende Maßnahmen der Erziehungsberechtigten oder der ge-
setzlichen Vertreterinnen und Vertreter, der Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsstelle oder
der Jugendhilfe,
 
 
 

— nachteilige Folgen der Tat für die beschuldigte Person wie etwa materielle oder gesundheit-
liche Folgen oder der Verlust des Ausbildungs- oder Arbeitsplatzes,
 
 
 

— freiwilliger und wirksamer Verzicht auf Gegenstände, die durch die Tat hervorgebracht oder
zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind,
 
 
 

— freiwillige und wirksame Einwilligung in die Löschung unrechtmäßig erworbener oder herge-
stellter Ton- und Bildaufzeichnungen sowie EDV-Programme oder in die Herausgabe sonsti-
ger durch die Tat erworbener Gegenstände.
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Im Rahmen der Ermittlungen (Absatz 1) macht die Polizei darüber hinaus folgende für die Diversion be-
deutsamen Umstände aktenkundig und ermittelt nötigenfalls ergänzend:
 
 
a) bei Jugendlichen: ersichtliche Umstände, die darauf schließen lassen können, dass die beschul-

digte Person zur Zeit der Tat nach ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung nicht reif genug
war, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln (§ 3 JGG),
 
 
 

b) bei Heranwachsenden: erkennbare Umstände, die für die Beurteilung von Bedeutung sind, ob
die beschuldigte Person zur Zeit der Tat nach ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung noch ei-
nem Jugendlichen gleichstand oder es sich nach der Art, den Umständen oder den Beweggrün-
den der Tat um eine Jugendverfehlung handelt (§ 105 Abs. 1 JGG).
 
 
 

2.1.2 Erzieherisches Gespräch
 
 
 

Liegt ein glaubhaftes Geständnis der beschuldigten Person vor, ist der verwirklichte Straftatbestand ein-
deutig zu bestimmen und hält die Polizei ein erzieherisches Gespräch als Maßnahme für angemessen,
arbeitet sie die Verfehlung in einem solchen Gespräch unter Berücksichtigung des Leitfadens „Erziehe-
risches Gespräch“ des LKA mit der beschuldigten Person auf und verdeutlicht den Unrechtsgehalt der
Tat. Bei Minderjährigen sollen nach Möglichkeit bereits von Amts wegen die Erziehungsberechtigten
oder die gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter hinzugezogen werden, wenn ihre Anwesenheit das
Strafverfahren nicht beeinträchtigt und dies dem Wohl der beschuldigten Person dient. Auf Verlangen
der beschuldigten Person, einer oder eines Erziehungsberechtigten oder einer gesetzlichen Vertreterin
oder eines gesetzlichen Vertreters ist der oder dem Erziehungsberechtigten, der gesetzlichen Vertrete-
rin oder dem gesetzlichen Vertreter, ersatzweise einer anderen für den Schutz der Interessen der be-
schuldigten Person geeigneten volljährigen Person unter den in § 67 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 JGG ge-
nannten Voraussetzungen, und/oder einer Verteidigerin oder einem Verteidiger die Teilnahme am Ge-
spräch zu gestatten.
 
 
Das Gespräch ist in angemessener Form zu gestalten, wobei insbesondere das Alter und die Persönlich-
keit der beschuldigten Person berücksichtigt werden. Es soll bewirken, dass diese zu der Einsicht ge-
langt, dass ihr Verhalten nicht richtig war. Es können Ratschläge erteilt werden, wie der Rechtsfrieden
zwischen der beschuldigten Person und den Geschädigten wiederhergestellt werden kann. Beschuldigte
sind darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung über die Einstellung des Verfahrens sowie ggf. die Art
der Verfahrenseinstellung (siehe auch Nummern 1.2.3 und 1.2.4) der Staatsanwaltschaft oder dem Ge-
richt obliegt und auch im Fall einer Verfahrenseinstellung nach § 45 oder 47 JGG eine Eintragung in das
Erziehungsregister erfolgt.
 
 
Widerspricht eine oder einer der Erziehungsberechtigten oder der gesetzlichen Vertreterinnen und Ver-
treter, die Verteidigerin oder der Verteidiger der Durchführung des erzieherischen Gesprächs, so unter-
bleibt dies. Dies wird aktenkundig gemacht.
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Über das erzieherische Gespräch ist ein Bericht zu erstellen, der mit der Akte der Staatsanwaltschaft
vorzulegen ist. Der Bericht soll unter Verwendung des in Anlage 2 wiedergegebenen Vordrucks erstellt
werden. Kann der Vordruck nicht verwendet werden, so wird ein inhaltsgleicher Aktenvermerk erstellt.
 
 
Es ist sicherzustellen, dass nur besonders geschulte und erfahrene polizeiliche Sachbearbeiterinnen und
polizeiliche Sachbearbeiter erzieherische Gespräche führen.
 
 
2.1.3 Verfahren in anderen Fällen

 
 
 

In den anderen Fällen ermittelt die Polizei nach pflichtgemäßem Ermessen (PDV 382 — Bezugserlass zu
b) und legt die Vorgänge sodann der Staatsanwaltschaft vor.
 
 
2.2 Staatsanwaltschaft

 
 
 

2.2.1 Prüfung der Diversionsvoraussetzungen
 
 
 

Die Staatsanwaltschaft prüft in jeder Lage des Verfahrens vor dem Urteil, ob eine Entscheidung im Rah-
men der Diversion möglich ist. Anregungen des Gerichts, der Polizei und der Jugendhilfe im Strafverfah-
ren werden unter Berücksichtigung der Sachnähe und Fachkompetenz der anregenden Stelle geprüft.
Hält die Staatsanwaltschaft eine Diversion für angemessen, führt sie nach Möglichkeit deren Vorausset-
zungen kurzfristig herbei.
 
 
2.2.2 Beschleunigte Bearbeitung

 
 
 

Verfahren, in denen eine Diversion ersichtlich konkret in Betracht kommt, werden möglichst kurzfristig
bearbeitet und abgeschlossen. Es ist jedoch in der Regel geboten, den Eingang des Auszugs aus dem
Bundeszentralregister und dem Erziehungsregister abzuwarten. In jedem Fall erfolgt eine Prüfung der
Diversionsvoraussetzungen anhand der staatsanwaltschaftlichen Verfahrensliste. Regt die Staatsanwalt-
schaft gegenüber der Jugendhilfe oder dem Gericht erzieherische Maßnahmen nach § 45 Abs. 2 oder 3
JGG an, setzt sie sich für die kurzfristige Durchführung der Maßnahmen ein.
 
 
2.2.3 Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 1 JGG

 
 
 

Bei jugendtypischem Fehlverhalten prüft die Staatsanwaltschaft unter Berücksichtigung der polizeili-
chen Einschätzung, ob außer den bereits von der Tatentdeckung und dem Ermittlungsverfahren ein-
schließlich des erzieherischen Gesprächs ausgehenden Wirkungen auf die Beschuldigten erzieherische
Maßnahmen aufgrund eines konkreten erzieherischen Bedarfs der Beschuldigten erforderlich sind. Ist
dies nicht der Fall, so ist regelmäßig bereits ein Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 1 JGG
angezeigt. Dies gilt auch, wenn erzieherische Maßnahmen von anderer Seite eingeleitet oder durchge-
führt worden sind, jedoch nach Einschätzung der Staatsanwaltschaft nicht notwendig sind oder waren.
 
 
Das Absehen von der Strafverfolgung erfolgt in diesen Fällen ohne Einschaltung des Gerichts.

http://www.juris.de/jportal/docs/anlage/vvnd/pdf/VVND-333100-MJ-20201005-SF-A002.pdf
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Die Einstellungsnachricht an die beschuldigte Person soll in erzieherisch geeigneter Weise auf die Grün-
de für die Einstellung des Ermittlungsverfahrens eingehen. Sie enthält den Hinweis auf die Folgen einer
Eintragung in das Erziehungsregister.
 
 
2.2.4 Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 2 JGG

 
 
 

Kommt ein Vorgehen nach § 45 Abs. 1 JGG nicht in Betracht, prüft die Staatsanwaltschaft, ob eine infor-
melle Erledigung im Hinblick auf durchgeführte oder eingeleitete erzieherische Maßnahmen insbesonde-
re der Erziehungsberechtigten oder der gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter, der Jugendhilfe, der
Schule, der Ausbildungsstelle oder im Hinblick auf das erzieherische Gespräch durch die Polizei in Be-
tracht kommt. Dabei berücksichtigt sie, dass diese Stellen aufgrund ihrer Sachnähe und Fachkompetenz
häufig eine sehr gute Kenntnis von den erzieherischen Bedürfnissen der beschuldigten Person haben.
Erscheinen bereits durchgeführte oder eingeleitete Maßnahmen ausreichend, so sieht die Staatsanwalt-
schaft von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 2 JGG ab. Diese Vorgehensweise kann auch bei einer Wie-
derholungstat und auch in Fällen bis hin zur mittleren Kriminalität geboten sein.
 
 
Die Staatsanwaltschaft kann die Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 JGG selbst schaffen. Hierzu kann sie
insbesondere mit Beschuldigten ein erzieherisches Gespräch führen. Darin soll die Verfehlung aufge-
arbeitet und der Unrechtsgehalt der Tat verdeutlicht werden. Bei Minderjährigen sollen nach Möglich-
keit bereits von Amts wegen die Erziehungsberechtigten und die gesetzlichen Vertreterinnen und Ver-
treter hinzugezogen werden, wenn ihre Anwesenheit das Strafverfahren nicht beeinträchtigt und dies
dem Wohl der beschuldigten Person dient. Auf Verlangen der beschuldigten Person, einer oder eines Er-
ziehungsberechtigten oder einer gesetzlichen Vertreterin oder eines gesetzlichen Vertreters ist der oder
dem Erziehungsberechtigten, der gesetzlichen Vertreterin oder dem gesetzlichen Vertreter, ersatzwei-
se einer anderen für den Schutz der Interessen der oder des Jugendlichen geeigneten volljährigen Per-
son unter den in § 67 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 JGG genannten Voraussetzungen, oder einer Verteidige-
rin oder einem Verteidiger die Teilnahme am Gespräch zu gestatten. Das Gespräch ist in angemessener
Form zu gestalten, wobei insbesondere das Alter und die Persönlichkeit der beschuldigten Person be-
rücksichtigt werden. Es soll bewirken, dass diese zu der Einsicht gelangt, dass ihr Verhalten nicht rich-
tig war. Es können Ratschläge erteilt werden, wie der Rechtsfrieden zwischen der beschuldigten Person
und den Geschädigten wiederhergestellt werden kann. Beschuldigte sind darauf hinzuweisen, dass auch
bei einer Verfahrenseinstellung nach § 45 JGG eine Eintragung in das Erziehungsregister erfolgt.
 
 
Die Staatsanwaltschaft kann auch erzieherische Maßnahmen gegenüber den Erziehungsberechtigten,
den gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern oder der Jugendhilfe anregen. Dies gilt auch für den
TOA. Die Teilnahme der Beschuldigten an erzieherischen Maßnahmen ist freiwillig. Die Anregung und
Durchführung unterbleiben, wenn einer der Erziehungsberechtigten oder der gesetzlichen Vertreterin-
nen und Vertreter, die Verteidigerin oder der Verteidiger widerspricht.
 
 
Erfolgt die Anregung von Maßnahmen durch die Staatsanwaltschaft, so kann das Strafverfahren im Hin-
blick auf die zu erwartende Durchführung vorläufig eingestellt werden. Die Staatsanwaltschaft sieht von
der Strafverfolgung endgültig ab, wenn der erzieherische Zweck der Maßnahmen erreicht ist. Dies ist
spätestens nach Durchführung der Maßnahmen anzunehmen.
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Das Absehen von der Strafverfolgung erfolgt in diesen Fällen ohne Einschaltung des Gerichts. Eine Be-
teiligung der Jugendhilfe im Strafverfahren ist vorbehaltlich eines Verzichts nach § 38 Abs. 7 Sätze 1 und
2 JGG in Fällen des § 45 Abs. 2 JGG geboten, um den Erziehungsbedarf zu ermitteln oder geeignete er-
zieherische Maßnahmen zu finden. Liegt kein Verzicht nach § 38 Abs. 7 Satz 2 JGG vor, ist sie auch an-
gezeigt, um zu ermitteln, ob und welche Leistungen der Jugendhilfe gewährt werden, die ein Absehen
von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 2 JGG ohne weitere Maßnahmen ermöglichen (§ 52 Abs. 2 SGB
VIII). Schlägt die Jugendhilfe andere als zunächst angeregte erzieherische Maßnahmen vor, prüft die
Staatsanwaltschaft, ob ein Absehen von der Strafverfolgung auch im Hinblick auf diese Maßnahmen ge-
boten ist. Dabei berücksichtigt sie die besondere Fachlichkeit und Sachnähe der Jugendhilfe.
 
 
Die Einstellungsnachricht an die beschuldigte Person soll in erzieherisch geeigneter Weise auf die Grün-
de für die Einstellung des Ermittlungsverfahrens eingehen. Sie enthält den Hinweis auf die Folgen einer
Eintragung in das Erziehungsregister.
 
 
2.2.5 Absehen von der Strafverfolgung nach § 45 Abs. 3 JGG

 
 
 

Erst wenn eine Verfahrenserledigung nach § 45 Abs. 1 und 2 JGG aus erzieherischen oder anderen Grün-
den nicht ausreichend erscheint, kommt das richterliche Verfahren nach § 45 Abs. 3 JGG in Betracht.
Geeignet hierfür sind namentlich Wiederholungsfälle leichter bis mittlerer Kriminalität, die ohne die
Förmlichkeit einer Antrags- oder Anklageschrift eine schnelle und unmittelbare Reaktion erfordern. Die
Befassung des Gerichts mit dem Ziel einer Ermahnung sollte die Ausnahme sein, etwa wenn Beschuldig-
te in größerer Entfernung vom Sitz der Staatsanwaltschaft wohnen. In der Regel genügt in diesen Fällen
ein normverdeutlichendes Gespräch der Staatsanwaltschaft zur Vorbereitung einer Entscheidung nach §
45 Abs. 2 JGG.
 
 
Eine vorherige Beteiligung der Jugendhilfe im Strafverfahren ist vorbehaltlich eines Verzichts nach § 38
Abs. 7 Sätze 1 und 2 JGG in Fällen des § 45 Abs. 3 JGG geboten, um den Erziehungsbedarf zu ermitteln
oder geeignete erzieherische Maßnahmen zu finden. Regt die Staatsanwaltschaft das richterliche Ver-
fahren nach § 45 Abs. 3 JGG an, so unterrichtet sie davon zugleich die Jugendhilfe im Strafverfahren un-
ter Mitteilung des Tatvorwurfs, es sei denn, diese hat bereits Kenntnis.
 
 
Die Einstellungsnachricht an die beschuldigte Person soll in erzieherisch geeigneter Weise auf die Grün-
de für die Einstellung des Ermittlungsverfahrens eingehen. Sie enthält den Hinweis auf die Folgen einer
Eintragung in das Erziehungsregister.
 
 
2.2.6 Entscheidungen nach den §§ 47 und 76 bis 78 JGG

 
 
 

Kommt ein Absehen von der Verfolgung gemäß § 45 JGG bei Jugendlichen nicht in Betracht und liegen
die Voraussetzungen des § 76 Satz 1 JGG vor, stellt die Staatsanwaltschaft anstelle einer Anklageerhe-
bung in der Regel den Antrag auf Entscheidung im vereinfachten Jugendverfahren gemäß den §§ 76 bis
78 JGG.
 
 
Die Staatsanwaltschaft soll bei Jugendlichen und Heranwachsenden nach Erhebung der öffentlichen Kla-
ge jugendgerichtlichen Einstellungsanregungen nach § 47 JGG zustimmen, sofern sich die Umstände
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seit der Abschlussentscheidung der Staatsanwaltschaft so geändert haben, dass ein Absehen von der
weiteren Strafverfolgung nunmehr angemessen erscheint. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
geeignete Maßnahmen der Jugendhilfe oder von anderer Seite eingeleitet oder durchgeführt worden
sind. Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft, die Zustimmung zu einer richterlichen Anregung nach § 47
JGG in der Hauptverhandlung zu verweigern, soll sie die Jugendhilfe im Strafverfahren zuvor anhören,
sofern deren Stellungnahme noch nicht vorliegt.
 
 
2.2.7 Vermerk für die Eintragung in das Erziehungsregister

 
 
 

Sieht die Staatsanwaltschaft von der Strafverfolgung nach § 45 JGG ab, so vermerkt die Dezernentin
oder der Dezernent die Straftatbestände in den Akten, wegen derer ein hinreichender Tatverdacht be-
steht. Hinsichtlich der Form gelten die Regelungen für die rechtliche Bezeichnung der Tat und die ange-
wendeten Vorschriften in der Urteilsformel entsprechend (§ 260 Abs. 4 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 5 Satz
1 StPO). Die Serviceeinheiten nehmen den Vermerk zur Grundlage für die Eintragung in das Erziehungs-
register.
 
 
In Fällen des § 47 JGG dient die Antrags- oder Anklageschrift als Grundlage für die Eintragung in das Er-
ziehungsregister, es sei denn, dass sich aus der gerichtlichen Einstellungsentscheidung etwas anderes
ergibt. In Zweifelsfällen entscheidet die Dezernentin oder der Dezernent der Staatsanwaltschaft über
den Inhalt der Eintragung.
 
 
2.2.8 Information über örtliche Diversionsmöglichkeiten

 
 
 

Alle mit Jugendstrafverfahren befassten Dezernentinnen und Dezernenten bei den Staatsanwaltschaften
werden zu Beginn ihrer Tätigkeit und bei Bedarf wiederholt oder ergänzend auf die bestehenden örtli-
chen Diversionsmöglichkeiten und ambulanten Angebote der Jugendhilfe für junge Straffällige, die auch
im Rahmen der Diversion genutzt werden können, hingewiesen.
 
 
2.3 Jugendhilfe im Strafverfahren

 
 
 

Die Jugendhilfe im Strafverfahren entscheidet über die Art ihrer Beteiligung am Diversionsverfahren so-
wie über die Durchführung und Überwachung erzieherischer Maßnahmen in eigener fachlicher Kompe-
tenz. Sie prüft jedoch frühzeitig, ob für Beschuldigte Leistungen der Jugendhilfe in Betracht kommen.
Ist dies der Fall oder ist eine geeignete Leistung bereits eingeleitet oder gewährt worden, so hat die Ju-
gendhilfe im Strafverfahren die Staatsanwaltschaft oder das Gericht umgehend davon zu unterrichten,
damit geprüft werden kann, ob diese Leistungen ein Absehen von der Verfolgung (§ 45 JGG) oder eine
Einstellung des Verfahrens (§ 47 JGG) ermöglichen.
 
 
3. Zusammenarbeit der Behörden

 
 
 

3.1 Fallbezogene Zusammenarbeit
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In Diversionsverfahren arbeiten die Staatsanwaltschaft, die Polizei sowie die Jugendhilfe im Strafver-
fahren vertrauensvoll im Rahmen ihrer rechtlichen Kompetenzen zusammen. Gemeinsames Ziel ist die
zeitnahe und erzieherisch wie rechtlich angemessene Reaktion auf jugendtypische Verfehlungen sowie
die Verhinderung weiterer Straftaten, die der Entwicklung der Jugendlichen und Heranwachsenden zu
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit entgegenstehen können.
 
 
3.2 Verfahrensübergreifende Zusammenarbeit

 
 
 

Darüber hinaus arbeiten Staatsanwaltschaft und Polizei verfahrensübergreifend zusammen
 
 
— zur Verbesserung der Bearbeitung von Einzelfällen,

 
 
 

— zum gegenseitigen Kennenlernen und zur Förderung des Verständnisses der jeweiligen Rollen
und Befugnisse,
 
 
 

— zur Vertiefung der Erkenntnisse über aktuelle Entwicklungen im Bereich des Jugendstrafrechts,
 
 
 

— zum Austausch über Hintergründe und Erscheinungsformen örtlicher Jugendkriminalität sowie
 
 
 

— zur Fortentwicklung der Diversion unter Berücksichtigung spezieller örtlicher Gegebenheiten.
 
 
 

Die Staatsanwaltschaft oder die Polizei laden bei Bedarf mindestens einmal jährlich zu gemeinsamen
Dienstbesprechungen ein.
 
 
Zu diesen gemeinsamen Dienstbesprechungen sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe einzuladen. Regelmäßig sind auch Angehörige der örtlichen Jugendge-
richte und der mit der Betreuung junger Straffälliger vor Ort befassten Träger der freien Jugendhilfe ein-
zuladen.
 
 
4. Schlussbestimmungen

 
 
 

Dieser Gem. RdErl. tritt am 1. 1. 2021 in Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2026 außer Kraft. Der Bezugs-
erlass zu a tritt mit Ablauf des 31. 12. 2020 außer Kraft.
 
 
 
 
An
die Generalstaatsanwaltschaften und Staatsanwaltschaften
die Polizeidirektionen
das Landeskriminalamt Niedersachsen
die Polizeiakademie Niedersachsen
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die Kommunen
 
 
 
 
 
Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)

Anlage 1: Katalog von Delikten, bei denen Diversion oder eine anderweitige Einstellung des Verfah-
rens trotz bestehenden Tatverdachts in Betracht kommt
Anlage 2: Vordruck Bericht über ein erzieherisches Gespräch

Weitere Fassungen dieser Vorschrift
Vorschrift vom 05.10.2020, gültig ab 01.01.2021 bis 31.12.2026
Diese Vorschrift wird von folgenden Dokumenten zitiert
 Verwaltungsvorschriften der Länder
Niedersachsen
Anlage 1: Katalog von Delikten, bei denen Diversion oder eine anderweitige Einstellung des Verfahrens
trotz bestehenden Tatverdachts in Betracht kommt, i. d. F. v. 05.10.2020, Az.:4210-403.103
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